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Charakter und Tätigkeit des Arbeitsfonds. 

Nach genau zweijährigem Beſtehen hat der Tätigkeitsbereich 
des im April 1933 geſchaffenen Arbeitsfonds durch die Verbin— 
dung mit dem Arbeitsloſenfonds eine bedeutende Erweiterung 
erfahren. Gleichzeitig iſt mit dem 1. April d. J. eine grundlegende 
Neorganiſation des Arbeitsfonds auf neuen rechtlichen Grund— 
lagen durchgeführt worden. Da in der gleichen Zeit ein Abſchluß 
ſeiner zweijährigen Tätigkeit ſtattfindet, verſuchte man in der 
Preſſe einen Aberblick über die bisherigen Arbeitsergebniſſe zu 
geben und die Pläne für die Zukunft kurz zu charakteriſieren. 

Das große Intereſſe der Offentlichkeit an der Tätigkeit des 
Arbeitsfonds ſei aus zwei Gründen berechtigt: 1. weil ſein Ziel, 
der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit, eine der ſchwerwiegend— 
ſten und ſchmerzlichſten Gegenwartsfragen ſei und weil 2. der 
Arbeitsfonds ein Organ der Mitarbeit mit dem ſtaatlichen Ver— 
waltungsapparat und breiten Bevölkerungskreiſen ſei. 

Der Arbeitsfonds ſei, wie ſchon oben bemerkt, im April 1933 
geſchaffen worden, in einer Zeit, in welcher die Wirtſchaftskriſe 
ihre größte Schärfe und damit in der Folge die Arbeitsloſigkeit 
ihren größten Amfang angenommen habe. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes über den Arbeits- 
fonds vom 16. 111. 1933 „hat der Fonds zum Ziele, den- 
jenigen Personen, welche weder Arbeit noch andere Lebensunter- 
haltsmittel besitzen, Arbeit und Unterhalt zu geben durch In- 
angriffnahme von öffentlichen Arbeiten oder Arbeiten von allge- 
meiner Bedeutung.“ 

Das Hauptziel, das bisher der Leitung des Arbeitsfonds 
vorgeſchwebt und auch weiterhin für die Tätigkeit entſchei⸗ 
dend ſein werde, ſei die Verbindung der ſoziglen mit 
den wirtſchaftlichen Effekten. Wenn bei der gegen— 
wärtigen ſtarken Anſpannung der Arbeitsloſigkeit wohl auch auf 
die ſozialen Erfolge ſtärkerer Wert gelegt werden müſſe, ſo ändert 
das jedoch grundſätzlich nichts an der Einſtellung. 

Der zweite fundamentale Grundſatz ſei die Konzentrie- 
rung der Bemühungen auf einige wenige, dafür 
aber möglichſt gut beherrſchte Arbeitsgebiete. 
Als ſolches habe man zuletzt hauptſächlich die Verkehrsarbeiten 
in Angriff genommen. Dieſe Entſcheidung ſei voll begründet, weil 
bei dieſen Arbeiten die Arbeitslöhne großen Anteil hätten und 
die Arbeiten von unzweifelhaft großem Wert ſeien. Da dieſe 
Arbeiten keine unmittelbaren Erträge abwürfen, müßten ſie aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden. Als ſozial und wirtſchaft⸗ 
lich nützlich, bildeten ſie eine der finanziellen Hauptaufgaben des 
Arbeitsfonds. 

Außerdem werde der Arbeitsfonds an jeder Aktion teilnehmen, 
die ſich die dauerhafte Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zum Ziele 
ſetze, beſonders in denjenigen Fällen, wo durch Inveſtitionen neue 
Beſchäftigungsmöglichkeiten oder ſolche eines geſteigerten Maſſen⸗ 
verbrauches geſchaffen würden, da nur dieſe allein die notwen⸗ 
digen Vorausſetzungen für die wirtſchaftliche Entwicklung des 
Landes bilden könnten. 
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In jeder dieſer Hinſichten bilde die Schaffung des Arbeits- 
fonds einen Wendepunkt. Die verſchiedenen Inſtitutionen, die 
dem Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit gedient hätten und die der 
Tätigkeit des Arbeitsfonds vorhergegangen wären, hätten aus- 
ſchließlich oder doch überwiegend die Gewährung von Hilfe kari— 
tativen Charakters in Geſtalt von Lebensmitteln oder Brenn— 
material zum Ziele gehabt, dagegen wären die Verſuche, die Er— 
werbsloſigkeit durch Schaffung von Verdienſtmöglichkeiten zu lin— 
dern, nur ſehr vereinzelt und in engem Rahmen unternommen 
worden. 

Die Tätigkeit des Arbeitsfonds habe, in Aberein⸗ 
ſtimmung mit dem Geſetz, in erſter Linie die Durchführung von 
öffentlichen Arbeiten umfaßt, welche jedoch ſeine Aufgaben hinſicht⸗ 
lich der realen Bedingungen des Kampfes gegen die Arbeits- 
loſigkeit nicht erſchöpft hätten. Denn während dieſe Arbeiten in 
der Hauptſache nur im Sommer durchgeführt werden konnten, ſei 
es notwendig geweſen, während der Wintermonate den Erwerbs 
loſen unmittelbare Hilfe in Geſtalt von Lebensmitteln, Brenn- 
material u. a. m. zu gewähren. 

Dieſer unmittelbaren Anterſtützung den karitativen Charakter 
zu entziehen, habe ſich der Arbeitsfonds u. a. zum Ziele geſetzt. 
Er beabſichtigt vielmehr, dieſe Anterſtützung in irgendeiner Form 
abarbeiten zu laſſen. 

Das Syſtem der öffentlichen Arbeiten weiſe außer der An— 
möglichkeit, allen Arbeitsloſen Beſchäftigung zu geben, auch noch 
andere Lücken auf. Dazu gehöre die Tatſache, daß bei den öffent⸗ 
lichen Arbeiten naturgemäß nur wenig qualifizierte Arbeiter und 
vor allem verſchwindend wenige Kopfarbeiter beſchäftigt werden 
könnten. Am auch in dieſer Hinſicht Abhilfe zu ſchaffen, habe der 
Arbeitsfonds auch eine Reihe von Arbeiten ſpezielleren Charak- 
ters, wie Erhebungen verſchiedener Art, Vermeſſungen u. ä. m. 
in Angriff genommen. 

„Von der Art der Tätigkeit des Arbeitsionds zeugt am deut- 
lichsten die Struktur seiner Ausgaben, die sich wie folgt glie- 
dern: 


lahr April Februar 
n 1933/34 1934/35 
1000 Zl. % 1000 Zl. % 1000 Zl. 
Verwaltung 20 % 224 03 378 0% 


Offentl. Arbeiten 49.891 
Spezielle 
Unternehmungen 1.413 1,6 634 0,8 3.555 3,9 
Sofortige Hilfe 32.088 37,5 28788 39,1 14.900 16.3 
Anderes 1.933 2,3 868 1,2 976 1,1 
Zusammen 85.654 100,0 73.708 100,0 91.506 100,0 

Die Tätigkeitsentwicklung des Arbeitsionds geht also in Rich- 
tung einer Beschränkung, der unmittelbaren Hilfe und statt dessen 
einer Steigerung der Beschäftigung von Arbeitslosen bei öffent- 
lichen Arbeiten.“ 

Von dieſen Poſten verdienten noch die außerordentlich niedri- 
gen Verwaltungskoſten beſonders hervorgehoben zu werden. 

„Der Arbeitsfonds führt die öffentlichen Arbeiten nicht im 
eigenen Namen. Ihre Durchführung gehört in Ubereinstimmung 
mit den, dem Arbeitsfonds vorgelegten Plänen und mit ihm ab- 
geschlossenen Verträgen zu den zuständigen Abteilungen der 


58,3 43.194 58,6 71.697 78, 3 
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staatlichen Verwaltung, der Selbstverwaltungskörperschaiten und 
eventuell auch noch anderer Nutznießer der finanziellen Unter- 
stützung des Arbeitsfonds. Er selbst nimmt die Verteilung der 
Kredite unter die einzelnen Arbeitskategorien und die ver- 
schiedenen Gebiete des Staates vor, koordiniert die von den 
Kreditnehmern ausgearbeiteten Arbeitspläne unter Berücksichti- 
gung der Ansprüche der einzelnen Gebiete, bringt die Kredite 
zur Auszahlung und überwacht die Arbeiten in Bezug auf die 
Einhaltung der in den Verträgen mit den Kreditnehmern fest- 
gelegten Bedingungen. 

Der Arbeitsfonds erteilt den Kredit in der Form von Zu- 
schüssen oder Darlehen. Dieses letztere System findet immer 
Anwendung, wenn es sich um rentable Objekte handelt (Wasser- 
leitungen, Elektrizitätswerke, Gaswerke u. a. m.). 

Die Verteilung der Kredite unter die einzelnen Arbeitskate- 
gorien zeigt die nachfolgende Zusammenstellung (gefürzt): 


An die Erteilte 


Voranschlag 
Kreditnehmer Kredite 


Arbeitsart gezahlt 1933134 für 1935/36 für 1935/36 
1000 Zl. 0% 1000 Zl. % 1000 Zl. % 
1. Verkehr 15.230 37,0 34.655 39,0 39.692 58,3 
(Eiſenbahn, 
Waſſer⸗ u. Land⸗ 
ſtraßen) 
2. Meliorationen 8.501 20,6 8.887 9.9 9.704 14,5 
3. Zwischenstädt. 1.183 29 . 3434 38 35 05 
Einrichtungen 
(Eleftrizitäts- 
u. Gaswerke) 
4. Studien und 68 02 % 1 1.420 2, 1 


techn. Projekte 
Städtische Ein- 13.384 32,5 23.527 26,6 10.548 15,5 
richtungen 
(Kanaliſation u. 
Waſſerleitung, 
Elektrizitäts-, 
Gas-, Verkehrs- 
anlagen, Kühl- 
hallen, Schlacht⸗ 
häuſer, Straßen⸗ 
bau u. a. m.) 


u 


6. Öffentliche 2.217 54 7.817 88 35 12 
Banken 

7. Wohnungsbau 45 11 4.377 49 5.000 7,4 

8. Kleine Arbeiten 143 03 4.903 5,5 306 05 


Zusammen 41.171 100,0 83.970 100,0 68.000 100,0 


.. Die Angaben für 1933/34 ermöglichen die Errechnung 
des Anteils der Arbeitslöhne an den Unkosten der mit 
Hilfe des Arbeitsionds durchgeführten Arbeiten. Er beträgt im 
Durchschnitt 48 %, wobei er besonders groß ist bei den Wasser- 
straßen- und Meliorationsarbeiten (zu je 73 9%), bei den städti- 
schen Regulierungsarbeiten (60 %), dem Straßenbau (57 %), den 
Wegebauten (54 %), während er bedeutend geringer auf dem Ge- 
biete der Elektrifizierung und der Gasversorgung ist.“ 

Von ganz wenigen Ausnahmen abgeſehen, habe der Arbeits- 
fonds grundſätzlich nur Kredite zur Bezahlung von Arbeitslöhnen 
erteilt, während die Materialkoſten in keinem größeren Amfange 
als 30 % der Arbeitslohnſumme gedeckt werden durften. Die 
Materialkoſten habe in der Regel der Kreditnehmer ſelbſt auf- 
bringen müſſen. Der Anteil des Arbeitsfonds bei der Deckung 
der Koſten, der mit ſeiner Hilfe durchgeführten Arbeiten habe im 
Jahre 1933/34 durchſchnittlich 55% betragen. Die vom Arbeits- 
fonds bereitgeſtellten Geldmittel ſeien zu 87% für Arbeitslöhne 
verbraucht worden. 

Zur Beurteilung der in den Jahren 1933/34 und 1934/35 mit 
Hilfe des Arbeitsjonds durchgeführten bzw. noch durchzuführenden 
Arbeiten, an denen in der Saiſon über 100 000 Mann beſchäftigt 
ſeien, mögen kurz die wichtigſten Arbeiten angeführt ſein: 

1. Eiſenbahnen: im Jahre 1933/34 — 151 Klm., im Jahre 
1934/35 nach den Plänen — 120 Klm. 


2. Landſtraßen: 1933/34 — 195 Klm. neuer Straßen und 
Wiederherrichtung von 2059 Klm. alten, 1934/35 — 1246 Klm. 
neuer Straßen und Ambau von 2617 Klm. 

3. Flußregulierung: 1934 — rd. 35 Klm., 1934/35 noch 
unbeſtimmt. 

4. Meliorationen: im Jahre 1933/34 — wurden 297 Klm. 
nicht befahrbarer Flüſſe reguliert, 120 Kim. neue Dämme er- 
richtet, 21 Kim. Entwäſſerungskanäle angelegt; für 1934/35 ſei 
geplant die Regulierung von 94 Klm. unſchiffbarer Flüſſe, 
der Bau von 400 Klm. Entwäſſerungskanälen und rund 
75 Klm. Flußdammbau. 

5. Ausbau des zwiſchenſtädtiſchen Elektrizitäts- 
netzes: 1933/34 — 145 Klm., 1934/35 — 492 Klm. 

6. Kanaliſation: im erſten Jahre 39 Klm., im zweiten — 
99 Klm. 

7. Waſſer leitungen: im erſten Jahre 29 Klm. und im 
zweiten — 82 Klm. 

Dieſe Aufzählung ließe ſich noch bedeutend erweitern. 

Die finanziellen Mittel, über welche der Arbeits- 
fonds im Jahre 1933/34 habe verfügen können, betrugen 88,3 Mil- 
lionen Zloty, worin die von den örtlichen Verbänden geſammelten 
Beträge nicht einbegriffen ſeien. Das Jahr 1934/35 dürfte nach 
den bisherigen Berechnungen mit einer Einnahmeſumme von rund 
108 Millionen Zloty abſchließen. Die Haupteinnahmequelle ſeien 
die Lohnabgaben der phyſiſchen und Kopfarbeiter in Höhe von 
2% des Einkommens, die je zur Hälfte vom Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gezahlt würden und die im Jahre 1933/34 55% 
der Geſamteinnahmen des Arbeitsfonds betragen hätten. Die 
Belaſtung der Selbſtverwaltungseinnahmen bildete in der glei— 
chen Zeit aus 6% der finanziellen Einnahmen des Arbeitsfonds, 
die Lebensmittelabgaben u. ä. m. — 10% und die Zuſchüſſe des 
Staatsfiskus — 23% der Einnahmen. 

Im Jahre 1934/35 ſei als neue Einnahmequelle die vom 
Staatsfiskus an den Inveſtitionsfonds abgeführte Summe von 
20 Millionen Zloty hinzugekommen. Gleichzeitig aber ſeien die 
direkten ſtaatlichen Zuſchüſſe um rund 10 Millionen Zloty geſenkt 
worden. Außerdem ſeien im April des Jahres 1934/35 Abgaben 
der Selbſtverwaltungsinſtitutionen aufgehoben worden, wodurch 
weitere 8 Millionen verloren gingen. 

Dieſe Einnahmeminderung um rund 18 Millionen Zloty werde 
nach Anſicht des Vorſitzenden des Arbeitsfonds, M. Dola- 
nowſki, die Anwendung zweier verſchiedener Mittel notwendig 
machen. 

„Einerseits müssen wir die Methoden unserer Arbeit ver- 
vollkommnen, um im Rahmen der verringerten finanziellen Mittel 
ein Arbeitsergebnis zu erzielen, das nicht geringer ist als im 
vergangenen Jahre. Andererseits müssen wir danach trachten, 
auch die Investitionstätigkeit in unseren Rahmen einzugliedern 
und für die Beschäftigung von Arbeitslosen neue Kapitalien 
heranzuziehen, die sich bisher außerhalb unseres Haushaltsplanes 
befinden. In dieser Hinsicht können wir mit voller Verantwor- 
tung feststellen, daß bei einer Verbindung unserer Bemühungen 
mit der Arbeit anderer Institutionen und unter Ausnutzung 
unserer bisherigen Erfahrungen, in Anlehnung an unseren Haus- 
halt und die Investitionsanleihe, wir im kommenden Jahre eine 
wenigstens dreimal größere Anzahl Arbeitsloser beschäftigen 
werden als im vergangenen Jahre.“ 

Eine gewiſſe Neuordnung der Tätigkeit des Arbeitsfonds für 
das Jahr 1935/36 iſt infolge der Verbindung des Arbeits⸗ 
fonds mit dem Arbeitsloſenfonds durchgeführt wor⸗ 
den. Die Verordnung des Präfidenten der Republik vom 24. X. 
1934 werfe dem Arbeitsfonds neben ſeinem bisherigen Tätigkeits- 
gebiet auch noch das des Arbeitsloſenfonds zu. 

„Die Tätigkeit des reorganisierten Arbeitsfonds soll sich — 
nach der Verordnung — auf folgende Gebiete erstrecken: 

a) die Finanzierung wirtschaftlich gerechtfertigter Arbeiten oder 
Arbeiten von allgemeiner Bedeutung zwecks Beschäftigung 
von Arbeitslosen, 

b) öffentliche Arbeitsvermittlung, 

c) Versicherung der Arbeiter für den Fall der Arbeitslosigkeit, 


d) sofortige Hilfeleistung an diejenigen Arbeitslosen, welche 
keinen Anspruch auf Unterstützung aus der Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit haben, wie sie unmittelbar oder durch 
Vermittlung von sozialen Organisationen geführt werden, 

c) Organisierung der Beschäftigung für die Jugend nach 
sozial-erzieherischen Grundsätzen, 

f) berufliche Schulung der Arbeitslosen und Hilfeleistung bei der 
Schaffung von Arbeitsstätten, 

g) kulturelle und Bildungsarbeit unter den Erwerbslosen.“ 

Die Vereinigung des Arbeitsfonds mit dem Arbeitsloſen— 
fonds habe, neben den bedeutenden Vorteilen bezüglich der Haus- 
haltserſparniſſe, wie ſie durch die Reorganiſierung des Ber: 
waltungsapparates erreicht würden, eine Vereinheitlichung des 
Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit unter den phyſiſchen Arbeitern 
ermöglicht, ſowie eine — wenngleich unvollkommene — Ver— 
bindung in einer Inſtitution der bisher verteilt geweſenen Auf⸗ 
gaben in Bezug auf die Geiſtesarbeiter. 

Die Eingliederung der öffentlichen Arbeitsvermittlung in den 
Tätigkeitsbereich des Arbeitsjonds habe ſchließlich zwei Kardinal— 
fragen des Arbeitsmarktes miteinander in Verbindung gebracht — 
die Organiſierung der Beſchäftigung im privatwirtſchaftlichen 
Leben und in öffentlichen Arbeiten. 

„Polska Gospodarcza“ Heft 15 vom 13. 4. 1935. 
„Codzienna Gazeta Handlowa“ v. 1 u. 3. 4. 35.]' 


Zur Wegewirtſchaft und zum Wegebauprogramm 
oͤer nächſten Jahre. 


Durch den von der Wirtſchaftsabteilung des Miniſterrates 
gefaßten Beſchluß in der Frage des zweijährigen Wege; 
inveſtitionsprogramms iſt die polniſche Wegewirtſchaft in ein 
neues Stadium eingetreten. Durch das für 6 Jahre berechnete, 
im Vergleich zu dem bisher Geleiſteten, recht großzügige Bau- 
programm, wie es vom Verkehrsminiſterium bearbeitet wurde, 
ſolle zu einer entſchiedenen Verbeſſerung des polniſchen Straßen— 
netzes und damit hinſichtlich des Zuſtandes und der Dichte zu 
einer annähernden Ahnlichkeit mit dem Wegenetz der weiteuro- 
päiſchen Staaten führen. Von dieſem größeren Programm 
ſeien inzwiſchen für die nächſten zwei Jahre die Richtlinien und 
Pläne ausgearbeitet und die notwendigen Mittel bereitgeſtellt 
worden. 

Das Hauptgewicht ſei in dieſem zweijährigen Programm 
auf die VBerbeſſerung der Oberſchicht derjenigen 
Staatsſtraßen gelegt worden, auf welchen infolge des ſtarken 
Verkehrs der Anterhalt der bisherigen Deckſchicht zu koſtſpielig 
und ſeine Durchführung zu ſchwierig ſei. Sofern die finanziellen 
Mittel nicht eine Einſchränkung erfahren ſollten, iſt beabſichtigt, 
Straßen in einer Länge von rd. 1200 Kim, mit einem verbeſſerten 
Oberbau zu verſehen. Bei dieſer Gelegenheit ſollen auch die be- 
ſchwerlicheren Straßenunebenheiten beſeitigt und für eine zweck— 
mäßige Entwäſſerung Sorge getragen werden. Für dieſe Arbeiten 
ſeien im Koſtenvoranſchlag bisher rd. 92 Millionen Zloty 
vorgeſehen. 

Ausgangspunkt dieſes Straßennetzes werde Warſchau, als geo- 
graphiſcher und politiſcher Mittelpunkt des Landes, ſein. Von 
bier aus würden wie bei einem großen Rade ſtrahlenartig die 
verbeſſerten Straßen nach allen Richtungen auseinanderlaufen. 
Dadurch würde die Hauptſtadt ſelbſt den fernergelegenen Gegen 
den und dieſe ebenſo der Hauptſtadt nähergebracht werden. Polen 
werde auf dieſe Art nach 6 Jahren das notwendigſte Staats- 
ſtraßennetz beſitzen, das geordnet und mit dauerhaftem Oberbau 
verſehen, der Entwicklung des Kraftwagenverkehrs und damit der 
in- und ausländiſchen Turiſtik günſtig ſein werde. Zugleich würden 
aber auch, was ebenſo wichtig ſei, die jährlichen Anterhalts- und 
Amortiſationskoſten eine bedeutende Verringerung erfahren. 

In den beiden Baujahren 1935/36 und 1936/37 würden ein⸗ 
zelne Staatsſtraßen in ihrer ganzen Länge einen verbeſſerten 
Oberbau erhalten. Dazu gehörten folgende Strecken: 

1. Warſchau —Poſen— Staatsgrenze in Richtung Berlin; 

2. Warſchau— Krakau Zakopane —-Morſkie Oko ( ſchecho⸗ 

ſlowakei); 
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3. Warfhau—Ezenftohau— Dombrowaer Kohlenbecken und 
Schleſien und weiterhin über Schleſien zur Verbindung nach 
Prag und Wienz 

4. Warſchau— Lowitſch Lodz — Pabjanice—Zdunska Wola — 
Kaliſch, als Straße mit dem größten Verkehr, welche ſtark indu— 
ſtrialiſierte Gebiete verbindet. 

An kleineren Verbindungsſtrecken wären dann noch zu nennen: 
Lodz — Petrikau, Kattowitz Krakau und Dirſchau Konitz, von 
welchen einzelne Abſchnitte bereits bedeutend verbeſſert worden 
ſeien. Außerdem werde ein verbeſſerter Oberbau auf mehreren 
Abſchnitten in unmittelbarer Nähe von größeren Städten, wie 
Warſchau, Lodz, Krakau, Poſen, Thorn, Gdingen, Lublin, Lem⸗ 
berg, Stanislau gelegt werden, um damit zugleich auch den an 
dieſen Orten in größerer Anzahl gehäuften Arbeitsloſen Verdienſt— 
möglichkeiten zu geben. 

Infolge der Dringlichkeit dieſer Arbeiten habe man ſich in dem 
zweijährigen Bauprogramm darauf beſchränken müſſen, als 
Straßenneubau nur eine Strecke von 230 Klm. vorzuſehen, wobei 
in erſter Linie Gebiete in Betracht gezogen ſeien, die, wie die 
öſtlichen Grenzgebiete, gegenwärtig faſt jeder Verkehrsmöglichkeit 
entbehren, wodurch natürlicherweiſe die wirtſchaftliche Entwicklung 
gehemmt ſei. 

In Verbindung mit dieſem Straßenneu- oder umbau ſtehe 
notwendigerweiſe auch die Neuerrichtung zahlreicher Brücken, 
deren Geſamtlänge rund 3600 m erreichen dürfte. Als bedeu- 
tendſte Brückenneubauten ſeien die Brücke über die Weichſel 
bei Wloclawek, über den Dnieſtr bei Zaleſzezyki, über die Piliza 
bei Bialobrzeg und die Eiſenbahn- und Verkehrsbrücke über die 
Weichſel bei Plock zu nennen. 


„Die Durchführung des zweijährigen Programms in finan- 
zieller Hinsicht stützt sich in erster Linie auf die zur Verfü- 
gung gestellten 50 Millionen Zloty aus der inländischen Inve- 
stitionsanleihe; weiterhin auf die weitgehendste Berück- 
sichtigung der Teilnahme des Arbeitsfonds an den Wege- 
bauarbeiten, die bei der gegenwärtigen Konjunktur am besten 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beitragen können, womit 
sie auch am besten dem Zwecke entsprechen, für welchen der 
Arbeitsfonds geschaffen worden ist. Für das Jahr 1935/36 hat 
der Arbeitsfonds 30 892000 Zl. bereitgestellt, und für das Jahr 
1936/37 ist eine Summe von rund 40 000 000 Zi., für jeden Fall 
aber keine geringere als in diesem Jahre, vorgesehen worden. 


Eine der folgenden Positionen des Finanzplanes sind die Ein- 
nahmen aus dem „Staatlichen Wegeionds“ von dem in 
diesem Jahre rd. 18000000 Zi. zur Verfügung gestellt wurden. 
In den nächsten Jahren werden dank der gleichzeitigen Motori- 
sierung des Landes voraussichtlich die Einnahmen des „Staatl. 
Wegefonds“ bei zunehmender Anzahl von Kraftwagen ansteigen.“ 

Außerdem würden, wie ſchon im vergangenen Jahre, alle Mög— 
lichkeiten einer bargeldloſen Bauausführung, vor allem unter Aus- 
nutzung von Naturalleiſtungen, wahrgenommen werden. 
Schließlich ſeien auch noch Einnahmen aus Finanzopera— 
tionen vorgeſehen, welche im Einvernehmen mit dem Finanz- 
miniſterium beſtimmt werden würden. Eine ſolcher Finanzopera- 
tionen werde die Straßenbauausführung auf der Strecke Radom — 
Kielce—Czenſtochau Krakau ſein. Es würden nämlich gegen- 
wärtig Verhandlungen mit einer italieniſchen Baufirma geführt 
in dem Sinne, daß der Bau dieſer Straße im Austauſch gegen 
polniſchen Induſtriewarenexport nach Italien ausgeführt werden 
ſolle. Nach den neueſten Mitteilungen ſolle die Feſtlegung der 
Vertragsbedingungen und ihre Anterzeichnung bereits in der 
nächſten Zeit erfolgen. 

Was die Beſchäftigung von Arbeitsloſen betreffe, ſo werde im 
Verlauf dieſer Saiſon mit einer Einſtellung bei den Arbeiten, 
welche mit Hilfe der Kredite des Arbeitsfonds und der Inveſti— 
tionsanleihe geführt würden, von rd. 50 000 Menſchen direkt am 
Straßenbau und rd. 35000 indirekt in den Materialerzeugungs- 
ſtätten und bei den Fuhrwerken gerechnet. Bei allen ſtaatlichen 
und kommunalen Wegebauten würden direkt und indirekt über 
150 000 Perſonen Beſchäftigung finden. 


42* 


Im Zuſammenhang mit den geplanten Bauarbeiten der näch- 
ſten Zeit und aus Anlaß des Todes des Marſchalls Pilſudſki iſt 
auf einer kürzlich ſtattgefundenen Sitzung der Straßenbauliga der 
Antrag eingebracht worden, daß, um das Andenken des Verſtor⸗ 
benen zu ehren, die von Krakau über Kielce —Warſchau— Bialy- 
ſtok— Wilna führende Straße bis nach Zulöw, dem Geburtsort 
Pilſudskis, fortgeführt werden, und den Namen „Marſchall 
Pilſudski⸗Straße“ erhalten ſolle. Es ſei dies nämlich der 
Weg, den der Verſtorbene ſeinerzeit von Krakau aus zur Befreiung 
Polens gegangen ſei. Baumanpflanzungen, zahlreiche ſymboliſche 
Wegweiſer, Denkmäler und Triumphbögen, ſollten den hiſtoriſchen 
Weg zeichnen. Der auf der Sitzung anweſende Verkehrsminiſter 
Butkiewicz habe erklärt, daß dieſe Ambenennung durchgeführt 
würde. 


Aus Anlaß der Beſchlußfaſſung über die zukünftige Wegebau— 
politik verſucht in der Wirtſchaftszeitſchrift „Polſka Goſpodarcza“ 
Ingenieur J. Krölikowſki ein Bild der gegenwärtigen 
Lage im polniſchen Straßenbau zu geben. Zu dieſem 
Zwecke genüge es nach feiner Meinung, wenn man die haupt- 
ſächlichſten Mängel des polniſchen Straßennetzes kurz, wie 
folgt, zuſammenſtelle. 

1. Die Dichte des Straßennetzes ſei völlig unzu— 
reichend, und wenn man ihr das Verhältnis einerſeits der Kilo— 
meteranzahl Wege mit hartem Oberbau auf je 100 km? und an⸗ 
dererſeits die Kilometeranzahl in Bezug auf je 10 000 Einwohner 
zugrunde lege, ſo nehme Polen erſt die 17. Stelle unter den 
Staaten Europas ein. Höhere dichte Koeffizienten beſäßen ſelbſt 
ſolche Staaten, wie Südſlawien, Finnland, Bulgarien und Ru- 
mänien, alſo ſelbſt Staaten, die auf keiner höheren wirtſchaftlichen 
oder kulturellen Stufe ſtänden. 

2. „Das Straßennetz auf dem Gebiete Polens ist sehr 
ungleichmäßig verteilt. Während nämlich in den drei 
westlichen Wojewodschaften der Dichtekoeffizient 33,1 beträgt 
und sich damit den Normen der westeuropäischen Staaten nähert, 
macht er in den vier westlichen Wojewodschaften nur 5,5, womit 
er unter den Dichtekoeffizienten von Albanien heruntergeht. 
Diese Benachteiligung der östlichen Gebiete in verkehrstech- 
nischer Hinsicht, denn auch Eisenbahnverbindungen sınd dort 
sehr selten, bildet den Hauptgrund des wirtschaftlichen Zusam- 
menbruches dieses Landesteiles und der dort allgemein herr- 
schenden Armut.” 

3. Die Deckſchicht der Straßen beſtehe zum weitaus 
überwiegenden Teile aus einfachem Aufſchüttungsmaterial, das den 
Kraftwagen- oder ſtarken Fuhrwerksverkehr nicht aushalte. Da— 
durch ſteigerten ſich aber die Anterhaltskoſten beträchtlich und bei 
ſtarkem Verkehr ſei der Verſuch, die Straßen in Ordnung zu 
halten, geradezu zwecklos. Daher ſei man im Weſten Europas 
darangegangen, dieſen Straßen einen ſogenannten verbeſſerten 
Oberbau zu geben. 


„In dieser Hinsicht ist Polen weit hinter den übrigen Staaten 
Europas zurückgeblieben. Denn während das prozentuale Ver- 
hältnis der verbesserten Straßenlänge zur Gesamtlänge der 
Staatsstraßen beispielsweise in Dänemark volle 100 %, in Frank- 
reich 81 %, im Deutschen Reiche 80 %, in der Tschechoslowakei 
50% und in Itaiien 37,4% beträgt, ergibt das Verhältnis in 
Polen, ohne Schlesien, 4,8 %, wobei zu berücksichtigen wäre, daß 
die Angaben in Bezug auf Frankreich und Italien älteren Datums 
sind. 

Etwas günstiger liegen in dieser Hinsicht die Verhältnisse 
lediglich in Schlesien, wo die Länge der verbesserten Straßen 
rd. 30 % der Gesamtstraßenlänge mit hartem Oberbau ausmacht 
und die Staats- und Wojewodschaftsstraßen sogar ein Verhältnis 
von 70 % aufweisen, wodurch sie den westeuropäischen Normen 
nahe kommen.“ 

4. Die gewalzten Aufſchüttungsdecken der Straßen ſeien ſowohl 
den heutigen Anforderungen nicht angepaßt, als ſie ſich auch, 


mangels ſyſtematiſcher Verbeſſerung, in einem völlig ungenügen- 
den Zuſtand befänden. Rund 58% aller Staatsſtraßen beſäßen 
keinen Steinunterbau, und die Dicke der Aufſchüttungsdecke betrage 
im Durchſchnitt nur 11 em, während fie mindeſtens 20 em aus- 
machen müſſe. Die Folge davon ſei eine ſehr geringe Wider— 
ſtandsfähigkeit, die um jo höhere Inſtandhaltungskoſten verurſache. 

„Die Gründe eines solchen Zustandes unserer 
Wege muß man in 2 Gruppen aufteilen: zu den ersteren, 
welche nicht von uns verschuldet worden sind, muß man die 
Vernachlässigung unserer Straßen durch die Teilmächte, insbe- 
sondere Rußland, sowie die Kriegsverheerungen von Straßen und 
Brücken fast in ganz Polen mit Ausnahme des preußischen und 
des westlichen Teiles des österreichischen Teilgebietes. Die 
zweite Gruppe bilden die durch uns selbst 
begangenen Fehler, die auf der ungenügenden 
Förderung der Wegewirtschaft in Polen wäh- 
rend der ganzen Zeit unserer Unabhängigkeit 
beruhen. Diese Fehler können eine Rechtfertigung in unseren 
schlechten Finanzverhältnissen finden, in der unmittelbar nach 
dem Währungswechsel folgenden Wirtschaftskrise sowie der 
Krise der letzten Jahre. Jedenfalls aber könne diese Recht- 
fertigung keineswegs die unangenehmen und unerwünschten 
Folgen, wie wir sie in dieser Hinsicht feststellen müssen, ver- 
mindern.“ 


Bis zum Erlaß des Geſetzes über den Staatlichen Wegebau— 
fonds, d. i. im Jahre 1931, ſeien die Ausgaben für die Staats- 
ſtraßen aus dem Staatshaushalt gedeckt worden, wobei dafür, wie 
bereits erwähnt, viel zu geringe Summen bereitgeſtellt worden 
wären. Daher habe man auf das Geſetz über den Staatlichen 
Wegebaufonds große Hoffnungen geſetzt, daß dadurch die Wege— 
baukredite vergrößert werden könnten. Alle dieſe Hoffnungen ſeien 
jedoch vollſtändig enttäuſcht worden. 


Daher ſei es nicht verwunderlich, daß bei ſo geringen Ein— 
nahmen den polniſchen Straßen vollſtändige Vernichtung gedroht 
babe. Glücklicherweiſe habe das Geſetz über den Staatlichen Wege— 
baufonds die Aufnahme von Darlehen durch den Fonds geſtattet. 
Dies ſei denn auch weitgehend ausgenutzt worden, indem die 
Arbeiten an der Ausführung des verbeſſerten Oberbaues und beim 
Bau von Brücken durch die verſchiedenen Anternehmungen unter 
Kreditbedingungen ausgeführt worden ſeien. Dadurch habe man 
wenigſtens die am ſtärkſten in Anſpruch genommenen Straßen in 
5 Nähe größerer Städte einigermaßen in Ordnung erhalten 

nnen. 


Seit dem Jahre 1933/34 ſei dem „Staatlichen Wegefonds“ in 
finanzieller Hinſicht der Arbeitsfonds zu Hilfe gekommen, der für 
die Staatsſtraßen an Krediten und Zuſchüſſen bereitgeſtellt habe 
(in tauſend Zloty): 

1933/34 — 5110 
1934/35 — 15554 


und für das laufende Jahr Zl. 21 208 000 für Staatsſtraßen und 
Zl. 9 685 000 für Kommunalſtraßen. 

Die letzte Möglichkeit, mit der ſich der Wegebaufonds beſon— 
ders im letzten Jahre zu helfen verſucht habe, ſei die Ausnutzung 
aller Möglichkeiten einer bargeldloſen Ausführung von Straßen— 
bauten. Als letztes habe man ſchließlich noch die kreditierte 
Materialbeförderung durch die Eiſenbahn ausgenutzt und auch 
Holz aus den Staatsforſten gegen Kredit genommen. 

Wenn unter dieſen Amſtänden in der nächſten Zeit auch noch 
allzuviele Anzulänglichkeiten zu überwinden ſein würden, um der 
Arbeit einen vollen Erfolg zu ſichern, ſo ſei jedoch zu erwarten, 
daß immerhin ein beträchtlicher Teil des bisher Verſäumten würde 
nachgeholt werden können. 

„Polska Gospodarcza“ Heft 20. v. 18. 5. 1035. 

„Codz. Gazeta Handlowa“ v. 29. 3., 20.—23, 4. u. 26./27. 5. 1935. 
„Gazeta Warszawska“ v. 14. 5. 1035. 

„Ilustr. Kurjer Codz.“ v. 21. 5. 1935. 
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